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An die Basis-Mitglieder der FMCH 
 

Bern, den 31. August 2026 

AL-Höchstgrenze: Was die FMCH unternimmt und wie es weitergeht 

Liebe Kolleginnen und Kollegen 

Am 27. August fand auf Initiative der FMCH eine ausserordentliche Delegiertenversammlung der FMH 
zur geplanten AL-Höchstgrenze statt. Die FMCH setzte sich dabei für ein Moratorium ein: Die auf den 1. 
Januar 2027 vorgesehene Inkraftsetzung soll zurückgestellt werden, bis zentrale tarifliche und versor-
gungsrelevante Fragen ausreichend geklärt sind. 

Zuerst muss der Massstab stimmen. Dann kann man mit ihm messen. 

Am 19. März 2026 hatte die Delegiertenversammlung der FMH die Tarifversion 2027 als Gesamtpaket 
verabschiedet. Darin enthalten waren auch die konzeptionellen Rahmenbedingungen der gesetzlich 
vorgeschriebenen AL-Höchstgrenze. Die konkrete Ausgestaltung und ihre fachgebietsspezifischen Aus-
wirkungen lagen damals jedoch noch nicht in der heute bekannten Form vor. 

Als diese Anfang Juli breiter sichtbar wurden, stellten sich grundlegende Fragen – unter anderem zu den 
Minutagen, zur Bewertung von ärztlicher Leistung und Personal- und Infrastrukturkosten (IPL) sowie zu 
möglichen Auswirkungen auf unterschiedliche Fachgebiete und Versorgungsmodelle. Die FMCH ent-
schied deshalb, eine gemeinsame Kommunikation der ärztlichen Dachorganisationen der FMH-DV nicht 
mitzuunterzeichnen und eine eigenständige Position zu entwickeln. 

Am 26. August kamen die Präsidentinnen und Präsidenten der FMCH-Mitgliedgesellschaften zu einer 
Retraite zusammen. Dabei wurden die unterschiedlichen Betroffenheiten und Einschätzungen der Fach-
gebiete bewusst zusammengeführt. Dieser direkte Austausch mit unseren Mitgliedgesellschaften ist für 
die FMCH zentral: Unsere gesundheitspolitische Position soll nicht aus der Perspektive einzelner Fach-
richtungen entstehen, sondern gemeinsam mit den Fachbereichen entwickelt und getragen werden. 

Trotz unterschiedlicher Ausgangslagen entstand so ein klarer gemeinsamer Nenner: 

Kostenkontrolle ja – aber auf einer sachgerechten Tarifgrundlage, mit belastbaren Daten und nach Prü-
fung der Auswirkungen auf die Versorgung. 

Damit konnte die FMCH eine gemeinsame spezialmedizinische Stossrichtung formulieren, welche die 
unterschiedlichen Fachinteressen verbindet. Gerade diese Geschlossenheit gibt unserer Position gegen-
über der FMH, Politik und Öffentlichkeit Gewicht. 

An der a.o. DV wurde zunächst der Antrag der FMCH diskutiert, die Zustimmung der FMH zur konkreten 
Umsetzung zurückzunehmen. Nach intensiver Debatte wurde dieser zugunsten eines breiter anschluss-
fähigen Ansatzes zurückgezogen: Nicht der gesetzliche Auftrag soll infrage gestellt, sondern die Inkraft-
setzung aufgeschoben werden, bis zentrale Voraussetzungen geklärt sind. 

Den entsprechenden Moratoriumsantrag brachte die FMCH über Benoît Schaller ein. Über ihn wurde 
aufgrund unterschiedlicher verfahrensrechtlicher Einschätzungen nicht materiell abgestimmt. Der 
Rechtsdienst der FMH beurteilte den Antrag als eigenständiges neues Geschäft.  
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Für die FMCH war an der DV dennoch entscheidend, die materielle Frage nicht durch eine Verfahrens-
diskussion zu überlagern. Da bereits am 10. September 2026 die nächste Delegiertenversammlung statt-
findet, wurde der Moratoriumsantrag fristgerecht als eigenständiges Geschäft eingereicht.  

Die FMH hält weiterhin an der tarifpartnerschaftlichen Umsetzung fest. Gemäss ihren Auswertungen 
überschreiten mehr als 93 Prozent der erfassten Ärztinnen und Ärzte die vorgesehene Grenze nicht. Für 
die FMCH ist jedoch nicht nur entscheidend, wie viele betroffen sind, sondern wer, weshalb und mit 
welchen Folgen für die Versorgung. Auch eine zahlenmässig kleine Gruppe kann für eine spezialisierte 
oder regional knappe Versorgung von grosser Bedeutung sein. 

Parallel hat die FMCH die politische Ebene einbezogen. Am 28. August legte die FMCH der SGK-S die 
zentralen offenen Fragen dar und ersuchte sie, sich gegenüber dem Bundesrat für eine Rückstellung der 
Inkraftsetzung einzusetzen. Parallel führt die FMCH Gespräche mit weiteren Akteuren des Gesundheits-
wesens. 

Bis zum 10. September suchen wir gezielt das Gespräch mit anderen ärztlichen Organisationen. Unser 
Ziel ist keine Konfrontation zwischen Grund- und Spezialversorgung, sondern eine möglichst breit abge-
stützte gemeinsame Haltung. Falls Sie Gespräche mit Delegierten ihrer Dachorganisation führen und 
deren Unterstützung für unser Anliegen gewinnen können, würde mich das sehr freuen. 

Eine geeinte Ärzteschaft bedeutet nicht, dass alle Fachgebiete gleich betroffen sein müssen. Sie bedeu-
tet, dass für alle dieselben Grundsätze einer sachgerechten, evidenzbasierten und fairen Regulierung 
gelten. 

Nachhaltige Kostendämpfung braucht sachgerechte Tarife, konsequente Tarifpflege und gezielte Wirt-
schaftlichkeitskontrollen – nicht pauschale Eingriffe, welche die medizinische Versorgung unbeabsich-
tigt einschränken oder neue Fehlanreize schaffen. 

Dafür setzt sich die FMCH ein. 

Wir werden Sie über die Ergebnisse der Delegiertenversammlung vom 10. September 2026 zeitnah in-
formieren. 

Mit HERZlichen Grüssen 
 
 
 
 

Prof. Dr. med. Michele Genoni 
Präsident FMCH 


